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A.1 

 
Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsschritte gemäß  
§§ 3(1), 4(1) BauGB sowie der Beteiligung nach § 4(2) BauGB 
zum Bebauungsplan Nr. I/St 44 „Verkehrssicherheitszentrum 
Bielefeld“ 

• Plan Stand frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
• Äußerungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
• Änderungsvorschläge der Verwaltung  
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Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsschritte gemäß §§ 3(1), 4(1) BauGB 
zum Bebauungsplan Nr. I/St 44 „Verkehrssicherheitszentrum Bielefeld“ 
 
Gestaltungsplan             M. im Original  1 : 1000 
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Äußerungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit  
nach § 3(1) BauGB 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3(1) BauGB wurde ortsüblich  Bekannt 
gemacht. Die Planunterlagen konnten vom 17.11. bis einschl. 21.11.2009 eingesehen wer-
den. Der Unterrichtungs- und Erörterungstermin fand im Rahmen einer Versammlung am 
24.11.2008 im Bürgertreff im Sennestadthaus, Lindemann-Platz 3, 33689 Bielefeld statt. Au-
ßerdem bestand die Gelegenheit zur Abgabe von Stellungnahmen zu Protokoll oder schrift-
lich an Bauamt oder Bezirksamt.  
 
Stellungnahme lfd. Nr. 1 
Unterrichtungs- und Erörterungstermin gemäß § 3 (1) BauGB vom 24.11.2008 
 
In der Versammlung wurden die Allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung erläutert. Aus-
sagen zu den einzelnen Punkten, die erörtert wurden, insbesondere Erschließung, Lärm 
Nutzungszeiten und -häufigkeit können dem als Anlage beigefügten Protokoll entnommen 
werden. 
Die Fragen der Bürgerinnen und Bürger konnten überwiegend bereits in der Versammlung 
beantwortet werden. 
 
 
Nachfolgend werden die schriftlichen Stellungnahmen behandelt. Da diese inhaltlich weitge-
hend mit den Fragen der Erörterungsveranstaltung identisch sind, kann auf eine  weitere in-
haltliche Erörterung der o.g. Versammlung verzichtet werden. 
 
Stellungnahme lfd. Nr. 2  
Eigentümer des Grundstücks Schlinghofstraße 1, 09.06.2008  
 
Stellungnahme: 
 
„Der NW vom 06.08.2008 habe ich entnommen, dass die Bezirksvertretung Sennestadt die 
Neuaufstellung des Bebauungsplanes und die Nutzungsänderung des Wisageländes errei-
chen möchte, um die Einrichtung eines Verkehrssicherheitszentrum betreiben zu können. 
Solch ein Zentrum bringt vielfache Belastungen für die Nachbarn eines solchen Geländes mit 
sich. Insbesondere ist dies eine Lärm- und Staubbelastung.  
Als Eigentümer des Grundstückes Schlinghof Straße 1 bin ich zwar persönlich nicht betrof-
fen. Durch eine Ansiedlung eines solchen Zentrums würden die Belastungen meiner Mieter 
(3 Parteien), die ohnehin durch die Paderborner Straße schon unerträglich groß ist, noch er-
heblich vergrößert. Dies hat auch Ihr Mitarbeiter schon eingeräumt aber gleichzeitig einge-
schränkt, dass es sich bei dem Gebiet südlich der Paderborner Straße nicht um ein reines 
Baugebiet handelt. De fakto ist es aber ein reines Wohngebiet. 
Grundsätzlich habe ich nichts gegen die Errichtung eines Verkehrssicherheitszentrums, al-
lerdings muss sichergestellt werden, dass wirksame Lärmschutzmaßnahmen vorgenommen 
werden. Diese müssen bauliche und auch nutzungsrelevante Maßnahmen enthalten. Gleich-
zeitig müssen die Bewohner der Schlinghofstraße und der angrenzenden Straße vor den 
Lärm- und Staubbelastungen der Paderborner Straße (die im übrigen keine Bundesstraße 
mehr ist) geschützt werden.  
Ich werde keine Entscheidung hinnehmen, die die Belange der betroffenen Anlieger nicht be-
rücksichtigt.“ 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung / Berücksichtigung in der Planung: 
 
Das Grundstück Schlinghofstraße 1 liegt nicht im Geltungsbereich eines  Bebauungsplanes. 
Auf Grund seiner Lage ist es dem bebauten Innenbereich zu zuordnen und auf der Grundla-
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ge des § 34 BauGB zu beurteilen. Die Umgebung ist durch eine Wohnbebauung geprägt und 
kann daher entsprechend den Gebietstypen der Baunutzungsverordnung als Allgemeines 
Wohngebiet eingestuft werden. Im Rahmen der Bauleitplanverfahren zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. I/St 44 „Verkehrssicherheitszentrum Bielefeld“ wurde in einem schall-
technische Gutachten untersucht, welche Lärmbelastungen für die angrenzende Wohnbe-
bauung zu erwarten sind. Die Immissionsprognose basiert auf den Angaben des zukünftigen 
Betreibers des geplanten Verkehrssicherheitszentrums auf dem ehemaligen Gelände der 
WISA am Schopketalweg. Die Nutzung dieser Flächen ist unbedenklich, wenn die dem Gut-
achten zugrundeliegenden Vorgaben im Betriebszustand eingehalten werden. Da das 
Grundstück Schlinghofstraße 1 in größerer Entfernung zum geplanten Verkehrssicherheits-
zentrum liegt als die direkt angrenzenden Wohngebäude am Schopketalweg, für die das 
Gutachten nachweist, dass die vom geplanten Verkehrssicherheitszentrum ausgehenden 
Schallimmissionen keinen Konflikt darstellen, kann davon ausgegangen werden, dass auch 
hier keine Belästigungen durch den Betrieb zu erwarten sind.  Die Lärmvorbelastung durch 
die Paderborner Straße ist als Bestand nicht Gegenstand der o.g. Immissionsprognose, da 
durch das geplante Verkehrssicherheitszentrum und dem zu erwartenden Verkehrsaufkom-
men bei Inbetriebnahme dieser Konflikt nicht ausgelöst und nicht weiter verschärft wird. 
 
 
Stellungnahme lfd. Nr. 3  
Eingang gleichlautender Schreiben bei der Stadt Bielefeld im Zeitraum zwischen dem 09.06 
2008 u. 23.06.2008, insgesamt 97 Unterzeichner 
 
Stellungnahme: 
 
„Bald kommt der Lärm 
Sagen Sie „Nein!“, Kein Trainingsplatz auf der WISA 
Der Wert der Häuser und der Wohngegend wird nach unten fallen. 
Genießen Sie noch die ruhigen Wochenenden, bald wird es damit vorbei sein! Denn Sie 
werden den ganzen Tag aufheulende Motoren und quietschende Reifen hören. Nicht mehr 
nur ab und zu den Lärm der WISA oder des Schützenfestes. Das WISA – Gelände soll, ob-
wohl es in Ostwestfalen ausreichend Trainingsflächen gibt, zu einem Trainingsgelände und 
einem Verkehrsübungsplatz umfunktioniert werden. Bald werden dort laute Motorräder, 
sportliche PKWs und Schwerlastverkehr trainieren. Sie wissen noch nicht wie laut und 
durchdringende beschleunigte und gebremste Fahrzeuge sein können, aber bald werden Sie 
es wissen. In OWL gibt es jetzt, im Verhältnis zur Einwohnerzahl, die größte Trainingsplatz-
dichte, dieser Platz ist nicht erforderlich. 
Sagen Sie „Nein“. Die Stadt Bielefeld und der mögliche Betreiber nehmen keine Rücksicht 
auf die Anlieger! Ein Trainingsgelände in der Nähe von Wohnsiedlungen kann nicht richtig 
sein! Sie haben das Recht auf Ruhe, wenigstens an den Wochenenden! Teilen Sie ihre Ab-
lehnung dem Oberbürgermeister der Stadt Bielefeld mit. Wehren Sie sich, gründen Sie eine 
Bürgerinitiative gegen den Trainingsplatz. Aktivieren Sie ihre Vertreter in öffentlichen Gre-
mien. Ihre Umwelt und Ihre Kinder werden es Ihnen danken!“   
 
Stellungnahme der Verwaltung / Berücksichtigung in der Planung: 
 
Die Verwaltung hat auf alle eingegangen Protestschreiben geantwortet und über den weite-
ren Verlauf der Bauleitplanverfahren informiert. Das Flugblatt und die darin gemachten Aus-
sagen wurden vor der Erarbeitung der Allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung verfasst. 
In der Beschlussvorlage zur Einleitung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit vom 
30.09.2008 wurde das Vorhaben „Verkehrssicherheitszentrum Bielefeld“ dargestellt. In der 
öffentlichen Informationsveranstaltung am 24.11.2008 wurde vom Betreiber des Verkehrssi-
cherheitszentrums, der Verkehrswacht Bielefeld e.V. das Betreiberkonzept ausführlich erläu-
tert. 
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Im weiteren Planverfahren werden alle öffentlichen und privaten Belange in die Planung ein-
gestellt  und gerecht abgewogen werden. 
 
 
Stellungnahme lfd. Nr. 4  
Anlieger an der Schlinghof Straße 3a,  
Schreiben vom 05.12.2008 
 
Stellungnahme: 
 
„durch die jetzt schon hohe Lärmbelastung während der Woche Tag + Nacht, ist es für die 
Anwohner der oberen Schlinghofstr./PB- Str. nicht annehmbar, dass zusätzl. am Wochenen-
de tagsüber u. bis in die Abendstd. hinein, an- u. abfahrender Verkehr über d. Kreuzungsbe-
reich Schopketalweg/PB-Str. d. „letzten ruhigen Minuten“ raubt. Um den bereits bekannten 
Unfallschwerpunkt i.d. Bereich nicht weiter zu forcieren, wäre die bereits bestehende Zufahrt 
über PB-Str. 307 sicherlich sinnvoller. Es ist nicht akzeptabel, nach den jetzigen Plänen das 
o.g. Projekt ohne wirkungsvollen Lärmschutz für die Schlinghofstr./PB-Str. zu betreiben. Mit 
der dringenden Bitte die o. g. Problematik nochmals zu überdenken, behalten wir uns rechtli-
che Schritte vor.“   
  
Stellungnahme der Verwaltung / Berücksichtigung in der Planung: 
 
Die Größe des geplanten Verkehrssicherheitszentrums definiert die Vorgaben für die Auslas-
tung im Übungsbetrieb. Nach Aussage des Betreibers, der Verkehrswacht Bielefeld e.V., 
können hier gleichzeitig zwei Trainingseinheiten mit ca. je 12 Teilnehmern durchgeführt wer-
den. Diese Trainingseinheiten dauern in der Regel 8 Stunden, d.h. pro Tag können zwei 
Gruppen hier üben. Hinzukommen dann noch die Nutzer des Verkehrsübungsparcours. Die-
ser Parcours hat eine Größe, die es erlaubt, dass ca. 15 Fahrzeuge gleichzeitig fahren bzw. 
üben können. Die sich so ergebenden Zahlen zum an- und abfahrenden Verkehr bewegen 
sich in einer Größenordnung von vielleicht 50 – 70 Fahrzeugen pro Tag bei max. Auslastung. 
Die Verkehrsbelastungszahlen für die Paderborner Straße liegen lt. einer Zählung aus dem 
Jahre 1999 bei einem DTV – Wert 12.178 Kfz/24h. Die Prognose für das Jahr 2020 geht von 
einem DTV – Wert von 14.979 Kfz/24h aus. Als Vergleich hier nur die Verkehrszahlen aus 
dem Jahre 1975. In diesem Jahr wurden bei einer Zählung 23.865 Kfz/24h gezählt. Nach 
Fertigstellung der A 33 bis zur A 2 ist die Verkehrsmenge deutlich zurückgegangen. Die mit 
Inbetriebnahme des Verkehrssicherheitszentrums erwarteten zusätzlichen 70 Kraftfahrzeuge 
während der Tagzeit (6.00 – 22.00 Uhr) führen nicht zu signifikanten Änderungen der er-
rechneten dB(A) Werte und können daher vernachlässigt werden. 
Die geplanten Aktivitäten auf dem ehemaligen WISA – Gelände waren Gegenstand für ein 
Lärmschutzgutachten. In diesem schalltechnischen Gutachten wurde untersucht, welche 
Lärmbelastungen für die angrenzende Wohnbebauung zu erwarten sind. Die Immissions-
prognose basiert auf den Angaben des zukünftigen Betreibers des geplanten Verkehrssi-
cherheitszentrums auf dem ehemaligen Gelände der WISA am Schopketalweg. Die Nutzung 
dieser Flächen ist unbedenklich, wenn die dem Gutachten zugrundeliegenden Vorgaben im 
Betriebszustand eingehalten werden.  
 
Das Grundstück Schlinghofstraße 3a liegt nicht im Geltungsbereich eines  Bebauungspla-
nes. Auf Grund seiner Lage ist es dem bebauten Innenbereich zu zuordnen und auf der 
Grundlage des § 34 BauGB zu beurteilen. Die Umgebung ist durch eine Wohnbebauung ge-
prägt und kann daher entsprechend den Gebietstypen der Baunutzungsverordnung als All-
gemeines Wohngebiet eingestuft werden. Da das Grundstück Schlinghofstraße 3a in größe-
rer Entfernung zum geplanten Verkehrssicherheitszentrum liegt als die direkt angrenzenden 
Wohngebäude am Schopketalweg, für die das Gutachten nachweist, dass die vom geplanten 
Verkehrssicherheitszentrum ausgehenden Schallimmissionen keinen Konflikt darstellen, 
kann davon ausgegangen werden, dass auch hier keine Belästigungen durch den Betrieb zu 
erwarten sind.  Die Lärmvorbelastung durch die Paderborner Straße ist als Bestand nicht 
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Gegenstand der o.g. Immissionsprognose, da durch das geplante Verkehrssicherheitszent-
rum und dem zu erwartenden Verkehrsaufkommen bei Inbetriebnahme dieser Konflikt nicht 
ausgelöst und nicht weiter verschärft wird. 
 
 
Stellungnahme lfd. Nr. 5  
Anlieger an der Schlinghof Straße, 
Schreiben vom 04.12.2008 
 
Stellungnahme: 
 
„Ich bin Anwohner der Schlinghofstraße 4, die direkt gegenüber dem Plangebiet auf der an-
deren Seite der Paderborner Straße liegt und gemeinsam mit dem Schopketalweg einen 
Kreuzungsbereich mit der Paderborner Straße darstellt. Nach dem derzeitigen Stand der 
Planungen sind aus meiner Sicht folgende Belange nicht ausreichend in den Abwägungs-
prozess eingeflossen:  
1. Ausweislich der bislang vorliegenden Planungsunterlagen sind die Belange der Bewohner 
der Wohngebiete jenseits der Paderborner Straße aus meiner Sicht noch nicht berücksichtigt 
worden. Allein die Immissionsprognose des Ingenieurbüros Keinhorst geht im Ansatz auf 
diese Gebiete ein. Hier ist darauf hinzuweisen, dass die Werte nicht auf tatsächlichen Mes-
sungen, sondern auf Schätzungen beruhen. Im Anhörungstermin wurde mitgeteilt, dass die 
Gebiete an der Schlinghofstraße ohnehin bereits dem Verkehrslärm der ehemaligen B 68 
(Paderborner Straße) ausgesetzt sind und dass dort 15.000 Autos pro Tag fahren würden. 
Hierbei ist nicht mit in die Beurteilung eingeflossen, dass am Wochenende die Verkehrsdich-
te auf der B 68 wesentlich geringer ist und das Gebiet des WISA-Geländes bisher am Wo-
chenende nicht genutzt wurde. Jetzt ist aber eine Nutzung in der Zeit von 06.00 Uhr bis 
22.00 Uhr angeblich lärmtechnisch möglich. Die Auswirkungen des Lärmpegels am Wo-
chenende, wenn die Paderborner Straße wesentlich weniger befahren wird, wurden nicht 
überprüft. Weder das zitierte Gutachten, noch die Planungsunterlagen gehen auf diesen 
Punkt ansatzweise ein.  
2. An keiner Stelle wird in den bisherigen Begründungen und Erörterungen darauf eingegan-
gen, dass das bisherige WISA-Gelände zwei Mal im Jahr genutzt worden ist und im Übrigen 
eine Fläche war, von der keinerlei Immissionen ausgingen. Jetzt ist allerdings eine Nutzung 
mit bis zu 200 bis 250 Fahrzeugen täglich, und zwar auch an Sonn- und Feiertagen vorge-
sehen.  
In dem vorläufigen Umweltbericht heißt es unter dem Punkt 2.3. \"Auswirkungen auf den 
Menschen und seine Gesundheit sind durch entstehende Schallimmissionen zu erwarten. 
Zur Einhaltung der erforderlichen Richtwerte, insbesondere für die angrenzenden Wohnhäu-
ser, sind lärmmindernde Maßnahmen erforderlich. Laut schalltechnischem Gutachten gehört 
dazu der Verzicht auf einen Nachtbetrieb der Anlage sowie die Anlage von zwei Erdwällen 
im östlichen Bereich des Geländes. Bei Einhaltung dieser Auflagen ist der Betrieb der Anlage 
schalltechnisch unbedenklich.\" Ich bin der Auffassung, dass diese Aussage so nicht haltbar 
ist. Dies vor allem vor dem Hintergrund, dass der Platz nun intensiv genutzt werden soll, 
während er vorher an nahezu allen Tagen im Jahr eine Brachfläche war, von der keinerlei 
Emissionen ausgingen.  
3. In der Darstellung der \"allgemeinen Ziele und Zweck zum Bebauungsplan Nr. I/ST 44 
Verkehrssicherheitszentrum Bielefeld\" heißt es unter Punkt 5.2.4 \"Die Anbindung des ge-
planten Verkehrsübungsplatzes an öffentliche Verkehrsflächen ist gegeben. Die Zufahrt auf 
das Gelände erfolgt über den Schopketalweg.\" Offensichtlich wurden andere Planungen und 
Alternativen nicht in die Abwägung einbezogen. Die Einmündung Schopketalweg mit der 
Kreuzung zur Schlinghofstraße und zur Paderborner Straße stellt einen Gefahrenschwer-
punkt dar. Die Unfallzahlen an dieser Einmündung sind hoch. Nicht ohne Grund ist eine 
Blitzanlage an dieser Stelle installiert. Die Haltestelle des Schulbusses wurde genau aus die-
sem Grunde in die Schlinghofstraße verlegt. Zusätzlich gefährlich ist, dass der An- und Ab-
verkehr der beiden ansässigen Tankstellen zu einer Verschärfung der ohnehin schon 
schwierigen Verkehrssituation beiträgt. Zu beachten ist, dass der Verkehr in den Schopke-
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talweg bislang so gut wie nicht vorhanden war, nun aber täglich 200 bis 250 Fahrzeuge den 
Verkehrsübungsplatz nutzen sollen und dadurch erheblicher Mehrverkehr entsteht. Schon 
jetzt staut sich der Verkehr aus der Schlinghofstraße bei der Auffahrt auf die Paderborner 
Straße mindestens 150 bis 200 m in die Schlinghofstraße hinein. Diese \"Autoschlange\" 
geht ständig vor meinem Haus vorbei und beeinträchtigt mich und die übrigen Anwohner 
durch Lärm- und Abgasimmission. Dieses Problem wird sich noch verschärfen. Nicht be-
rücksichtigt in der Abwägung wurde offensichtlich die Möglichkeit, über die ehemalige Zuwe-
gung, die auch auf den entsprechenden Planskizzen eingezeichnet ist, die Erschließung des 
Verkehrsübungsplatzes zu gestalten. Diese Planungsalternative wäre deutlich weniger be-
lastend, da an der Stelle, wo die Zuwegung auf die Paderborner Straße trifft, kaum Wohn-
nutzung vorhanden ist (ein Wohnhaus). Ich fordere Sie daher auf, diese Planungsalternative 
in den Abwägungsprozess mit einzubeziehen.  
4. In den allgemeinen Zielen und Zwecken zum Bebauungsplan Nr. I/ST 44 Verkehrssicher-
heitszentrum Bielefeld findet sich unter dem Punkt 3.3 die Feststellung \"....das Plangebiet 
liegt im südlichen Bereich des Naturparks Teutoburger Wald. Ca. 150 m im Norden befindet 
sich eine Brunnenkette der Stadtwerke Bielefeld zur Gewinnung von Trinkwasser. Die Flä-
chen des zukünftigen Verkehrsübungsplatzes befinden sich im Abstrombereich dieser Brun-
nen.\" Diese Aussage ist durch nichts belegt. Wer stellt sicher, dass das Oberflächenwasser 
vom Verkehrsübungsplatz tatsächlich nicht Einfluss auf die Trinkwassergewinnung nimmt? 
Hier ist eine ergänzende Untersuchung erforderlich.  
5. Unter Punkt 5.2.1. (Belange des Boden-, Grundwasser- und Gewässerschutzes) findet 
sich die lapidare Aussage: \"Das südlich an der Paderborner Straße gelegene Biotop mit ei-
nem namenlosen Kleingewässer wird durch den zukünftigen Bebauungsplan und die Nut-
zung als Verkehrsübungsplatz nicht beeinträchtigt.\" Ferner wird aber festgestellt, dass durch 
die Nutzung des Platzes durchaus das anfallende Niederschlagswasser als zum Teil stark 
verschmutzt einzustufen ist. Aus den bisherigen Planungen geht nicht ausreichend hervor, 
wie die Abwässer sachgerecht und umweltgerecht beseitigt werden sollen. Schließlich ist 
damit zu rechnen, dass auf einem Verkehrsübungsplatz Öl und Benzin austreten. U. a. findet 
sich unter Punkt 5.2.4. die Aussage: \"Das anfallende Schmutzwasser kann wie bisher auch 
in die vorhandene Kanalisation eingeleitet werden.\" Aufgrund der vorstehenden Sachverhal-
te kann diese Aussage ja wohl schwerlich haltbar sein. Ich bitte hier um eine entsprechende 
Überprüfung.  
6. Im vorläufigen Umweltbericht heißt es unter dem Punkt \"Biologische Vielfalt\": 
\"Hinsichtlich der biologischen Vielfalt sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwar-
ten, da die vorhandene Biotopstruktur weitgehend übernommen und entwickelt wird.\" Unter 
dem Punkt \"Wasser\" heißt es weiter: \"Es ist jedoch angedacht, dass die temporäre Fahr-
bahnbewässerung aus dem vorhandenen Teich zu speisen. Im weiteren Planungs- verlauf 
ist zu prüfen, ob sich dadurch Beeinträchtigungen ergeben können.\" Ich halte es nicht für 
hinnehmbar, dass die Auswirkungen auf Natur und Umwelt bislang so wenig untersucht wor-
den sind. Diese Darstellung geht davon aus, dass weder die heimische Tierwelt noch die be-
stehenden Biotope durch die Planungen großartig betroffen sind. Hierbei ist wiederum zu 
beachten, dass das bisherige WISA -Gelände maximal 30 Tage pro Jahr bislang benutzt 
worden ist. Jetzt soll das Gelände an 365 Tagen im Jahr jeweils 13 Stunden durch ca. 200 
bis vielleicht sogar 250 Fahrzeuge genutzt werden. Die Auswirkungen auf die Umwelt sind 
im bisherigen Planungsverlauf nicht ausreichend in die Abwägung eingeflossen.  
7. Ferner bin ich der Auffassung, dass der Lärmaktionsplan abgewartet werden soll, damit 
nicht Tatsachen geschaffen werden, die durch EU-Richtlinien keinen Bestand hätten. Hier ist 
insbesondere die Vermeidung von zusätzlichem Kfz-Verkehr zu nennen. Ich hoffe, ich konn-
te aufzeigen, dass im bisherigen Planungsprozess noch viele Dinge ungeklärt sind, die un-
abdingbar in einen ordentlichen Abwägungsprozess mit einfließen müssen und der weiteren 
Untersuchung bedürfen. Ich bitte hiermit nachdrücklich, dies zu tun.“ 
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Stellungnahme der Verwaltung / Berücksichtigung in der Planung: 
 
Das Grundstück Schlinghofstraße 4 liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. I/St 
22 „Wohngebiet Dalbker Allee“ rechtsverbindlich seit dem 04.04.1996. Zum Zeitpunkt der 
Planaufstellung war die Bebauung schon vorhanden. Der Bebauungsplan setzt für diesen 
Bereich ein Allgemeines Wohngebiet fest. Besondere Festsetzungen zum Schutz vor schäd-
lichen Umwelteinflüssen nach § 9(1) 24 BauGB sind für diesen Bereich des Bebauungspla-
nes Nr. I/St 22 „Wohngebiet Dalbker Allee“ zum Zeitpunkt der Planaufstellung nicht für erfor-
derlich erachtet worden.  
 
zu 1. und 2. 
 
Die Größe des geplanten Verkehrssicherheitszentrums definiert die Vorgaben für die Auslas-
tung im Übungsbetrieb. Nach Aussage des Betreibers, der Verkehrswacht Bielefeld e.V., 
können hier gleichzeitig zwei Trainingseinheiten mit ca. je 12 Teilnehmern durchgeführt wer-
den. Diese Trainingseinheiten dauern in der Regel 8 Stunden, d.h. pro Tag können zwei 
Gruppen hier üben. Hinzukommen dann noch die Nutzer des Verkehrsübungsparcours. Die-
ser Parcours hat eine Größe, die es erlaubt, dass ca. 15 Fahrzeuge gleichzeitig fahren bzw. 
üben können. Die sich so ergebenden Zahlen zum an- und abfahrenden Verkehr bewegen 
sich in einer Größenordnung von vielleicht 50 – 70 Fahrzeugen pro Tag bei max. Auslastung. 
Die Verkehrsbelastungszahlen für die Paderborner Straße liegen lt. einer Zählung aus dem 
Jahre 1999 bei einem DTV – Wert 12.178 Kfz/24h. Die Prognose für das Jahr 2020 geht von 
einem DTV – Wert von 14.979 Kfz/24h aus. Als vergleich hier nur die Verkehrszahlen aus 
dem Jahre 1975. In diesem Jahr wurden bei einer Zählung 23.865 Kfz/24h gezählt. Nach 
Fertigstellung der A 33 bis zur A 2 ist die Verkehrsmenge deutlich zurückgegangen. Die mit 
Inbetriebnahme des Verkehrssicherheitszentrums erwarteten zusätzlichen 70 Kraftfahrzeuge 
während der Tagzeit (6.00 – 22.00 Uhr) führen nicht zu signifikanten Änderungen der er-
rechneten dB(A) Werte und können daher vernachlässigt werden. 
Die im Schreiben vorhergesagten 200 – 250 Kraftfahrzeuge bei Inbetriebnahme des Ver-
kehrssicherheitszentrums sind unrealistisch, da im Trainingsbetrieb nur von 24 Kfz auszuge-
hen ist (= 2 Gruppen a 12 Teilnehmer) und auf dem eigentlichen PKW - Übungsparcours nur 
10 - 15 Fahrzeuge gleichzeitig fahren können. Bei einer Betriebszeit  für den Trainingspar-
cour von 15.00 – 20.00 Uhr an Werktagen und an Sonn- und Feiertagen von 12.00 – 20.00 
Uhr könnten bei einem stündlichen Wechsel der max. 15 Fahrzeuge pro Tag max. 105 Fahr-
zeuge auf dem Übungsparcours durchgeschleust werden. An Sonn- und Feiertagen wären 
dies dann 150 Fahrzeuge. Eine derartige Auslastung wäre innerhalb dieser Zeitfenster logis-
tisch auf den Flächen nicht möglich und würde alle anderen Nutzungen blockieren. Wie wei-
ter oben ausgeführt, erscheint eine Nutzugsfrequenz von 50 – 70 Kraftfahrzeugen über den 
Tag verteilt realistisch. 
 
zu 3. 
 
Die Anbindung des geplanten Verkehrsübungsplatzes an öffentliche Verkehrsflächen ist ge-
geben und erfolgt über den Schopketalweg. Der Schopketalweg ist in seinem jetzigen Aus-
baustandard nicht in der Lage den zusätzlichen Verkehr zum geplanten Verkehrssicherheits-
zentrum aufzunehmen. Auf ca. 150 m Länge (bis zur Einfahrt auf das Gelände des geplanten 
Verkehrssicherheitszentrum) soll daher die Fahrbahn auf 5,00m verbreitert werden. Auf der 
Ostseite ist ein 1,00 m breiter Bankettstreifen vorgesehen. Der westliche Fahrbahnrand wird 
durch einen 2,00 m breiten Grünstreifen - sog. Straßenbegeleitgrün – von der vorh. Bebau-
ung abgerückt.  
Die erforderlichen Veränderungen am derzeitigen Ausbau des Schopketalweges bedingen 
auch eine Optimierung des Einmündungsbereiches auf die Paderborner Straße. Weiterge-
hende Maßnahmen werden aus Sicht einer gesicherten Erschließung und eines funktionie-
renden Verkehrsflusses als nicht erforderlich angesehen. 
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zu 4. 
 
Derzeit wird das Niederschlagswasser des Bebauungsplangebietes über zwei private Einlei-
tungsstellen in nahe gelegene Gewässer eingeleitet. Die im Nordosten vorhandene Park-
platzfläche wird in westlicher Richtung in das Nebengewässer 47.05 zum Sprungbach abge-
leitet. Der Zufluss zum Gewässer erfolgt gedrosselt über ein Regenrückhaltebecken. Das 
Niederschlagswasser der übrigen Flächen des Einzugsgebietes fließt einem südlich des Be-
bauungsplangebietes gelegenen Rückhalteraum an der Paderborner Straße zu. Die gedros-
selte Einleitung erfolgt in das Nebengewässer 49.02 zum Menkebach.  
Durch die im Bebauungsplan vorgesehnen Nutzungen ergeben sich keine grundsätzlichen 
Veränderungen an der Beseitigung des Niederschlagswassers. Grundsätzlich kann gering 
verschmutztes Niederschlagswasser in Abhängigkeit vom Kfz-Verkehr z.B. durch eine groß-
flächige Versickerung über die belebte Bodenzone oder über die Regenwasserkanalisation 
einem Gewässer zugeführt werden. Stark verschmutztes Niederschlagseasser muss dage-
gen grundsätzlich gesammelt, abgeleitet und behandelt werden. 
Lt. hydrogeologischer Stellungnahme vom 05.08.2008 ist eine umweltrelevante Beeinträchti-
gung des oberen Grundwasserleiters für den Fall einer ordnungsgemäßen Fassung und Be-
seitigung des im Bereich der geplanten Verkehrsflächen anfallenden Niederschlagswassers 
weitgehend ausgeschlossen. Beeinträchtigungen des wasserwirtschaftlich relevanten tiefe-
ren Grundwasserleiters sind aufgrund der im Bereich des geplanten Verkehrssicherheits-
zentrums mindestens 2 m mächtigen bindigen Deckschichten und der Art der möglichen 
Schadstoffeinträge nicht zu befürchten. 
 
zu 5. 
 
Das Plangebiet ist derzeit über die im Schopketalweg vorhandene Kanalisation an das 
Schmutzwassernetz des Ortsteils Dalbke angebunden und fließt der Gemeinschaftskläranla-
ge Verl-Sende zu. 
Im Bebauungsplangebiet befindet sich parallel zum Schopketalweg ein öffentlicher 
Schmutzwasserkanal, an den eine von Norden kommende SW-Druckrohrleitung ange-
schlossen ist.  
Das anfallende Schmutzwasser kann wie bisher auch in die vorhandene Kanalisation einge-
leitet werden. 
 
zu 6. 
 
Die Aussage im Umweltbericht, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen durch die ge-
plante Nutzung eines Verkehrssicherheitszentrums zu erwarten sind, entspricht dem Verfah-
rensstand und hat sich im weiteren Verlauf des Bauleitplanverfahrens bestätigt.. Im weiteren 
Verfahren wurde der Umweltbericht entsprechend überarbeitet. An der grundsätzlichen Aus-
sage kann auch nach Auswertung der weiteren Untersuchungen festgehalten werden. Siehe 
hierzu den Umweltbericht unter Anlage D der Beschlussvorlage. 
 
zu 7. 
 
Wie oben ausgeführt, führt die durch das geplante Verkehrssicherheitszentrum erwartete 
Nutzungsfrequenz nicht zu einer signifikanten Änderung der errechneten dB(A) Werte. Eine 
Berücksichtigung im sog. Lärmaktionsplan ist daher nicht erforderlich. 
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Stellungnahme lfd. Nr. 6  
einem Anlieger an der Paderborner  Straße 315, 
Schreiben vom 05.12.2008 
 
Stellungnahme: 

 



 11

 



 12

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 13

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 14

 

 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung / Berücksichtigung in der Planung: 
 
Die im Schreiben vorgebrachten Anregungen lassen sich den folgenden Überschriften zu 
ordnen. 

1. Grundsätzliche Ausführungen zum Standort, Lage des Verkehrssicherheitszentrums 
am Stadtrand 

2. Grundwasser 
3. Lärm / Nutzung durch die Verkehrswacht 
4. Erschließung Verkehr 
5. Betreiberwechsel  

 
Die Grundstücke Paderborner Straße 313 und 315 liegen nicht in einem Bereich für den ein 
Bebauungsplan existiert. Durch Nutzungsänderungen und Erweiterungen ist aus einer in der 
Vergangenheit dem Außenbereich zu zuordnenden Fläche für die Grundstücke entlang der 
Paderborner Straße schrittweise ein sog. unbeplanter Innerbereich entstanden. Ausgehend 
von den genehmigten Nutzungen ist dieser Bereich entsprechend der Vorgaben gemäß § 34 
BauGB in Verbindung mit der Baunutzungsverordnung als Mischgebiet mit Tendenz zum 
Gewerbegebiet einzustufen. Das Grundstück Paderborner Straße 313 ist allerdings aufgrund 
seiner Lage eindeutig dem Außenbereich zuzuordnen. 
 
Zu 1. 
 
Bei der Suche nach Grundstücken für flächenintensive Nutzungen, wie hier für ein Verkehrs-
sicherheitszentrum, ist die Auswahl möglicher Standorte eingeschränkt. In einer Region wie 
Bielefeld ist die Verfügbarkeit von Grundstücken u.a. ausschlaggebend, ob nach positiver 
Abwägung für einen Standort die erforderlichen Bauleitplanverfahren zur Erlangung des 
Baurechtes eingeleitet werden.  
Eine Nutzung der bislang als Ausstellungsfläche für die WISA genutzten Flächen am Schop-
ketalweg in Bielefeld Sennestadt durch ein Verkehrssicherheitszentrum, betrieben von der 
Verkehrswacht Bielefeld e.V. ist aus planerischer Sicht mit den grundsätzlichen Zielen der 
Stadtentwicklung vereinbar.  
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Zu 2. 
 
Grundwassernutzungen sind in einem gesonderten Verfahren bei der Unteren Wasserbe-
hörde zu beantragen. Aktuell liegen keine Kenntnisse über eine beabsichtigte Grundwasser-
nutzung vor. 
Lt. hydrogeologischer Stellungnahme vom 05.08.2008 ist eine umweltrelevante Beeinträchti-
gung des oberen Grundwasserleiters für den Fall einer ordnungsgemäßen Fassung und Be-
seitigung des im Bereich der geplanten Verkehrsflächen anfallenden Niederschlagswassers 
weitgehend ausgeschlossen. Beeinträchtigungen des wasserwirtschaftlich relevanten tiefe-
ren Grundwasserleiters sind aufgrund der im Bereich des geplanten Verkehrssicherheits-
zentrums mindestens 2 m mächtigen bindigen Deckschichten und der Art der möglichen 
Schadstoffeinträge nicht zu befürchten. 
 
Zu 3. 
 
Die Größe des geplanten Verkehrssicherheitszentrums definiert die Vorgaben für die Auslas-
tung im Übungsbetrieb. Nach Aussage des Betreibers, der Verkehrswacht Bielefeld e.V., 
können hier gleichzeitig zwei Trainingseinheiten mit ca. je 12 Teilnehmern durchgeführt wer-
den. Diese Trainingseinheiten dauern in der Regel 8 Stunden, d.h. pro Tag können zwei 
Gruppen hier üben. Hinzukommen dann noch die Nutzer des Verkehrsübungsparcours. Die-
ser Parcours hat eine Größe, die es erlaubt, dass ca. 15 Fahrzeuge gleichzeitig fahren bzw. 
üben können. Die sich so ergebenden Zahlen zum an- und abfahrenden Verkehr bewegen 
sich in einer Größenordnung von vielleicht 50 – 70 Fahrzeugen pro Tag bei max. Auslastung. 
Die Verkehrsbelastungszahlen für die Paderborner Straße liegen lt. einer Zählung aus dem 
Jahre 1999 bei einem DTV – Wert 12.178 Kfz/24h. Die Prognose für das Jahr 2020 geht von 
einem DTV – Wert von 14.979 Kfz/24h aus. Als Vergleich hier nur die Verkehrszahlen aus 
dem Jahre 1975. In diesem Jahr wurden bei einer Zählung 23.865 Kfz/24h gezählt. Nach 
Fertigstellung der A 33 bis zur A 2 ist die Verkehrsmenge deutlich zurückgegangen. Die mit 
Inbetriebnahme des Verkehrssicherheitszentrums erwarteten zusätzlichen 70 Kraftfahrzeuge 
während der Tagzeit (6.00 – 22.00 Uhr) führen nicht zu signifikanten Änderungen der er-
rechneten dB(A) Werte und können daher vernachlässigt werden. 
Im Trainingsbetrieb ist realistisch von 24 Kfz auszugehen (= 2 Gruppen a 12 Teilnehmer) 
und auf dem eigentlichen PKW - Übungsparcours können nur 10 - 15 Fahrzeuge gleichzeitig 
fahren. Bei einer Betriebszeit für den Trainingsparcour von 15.00 – 20.00 Uhr an Werktagen 
und an Sonn- und Feiertagen von 12.00 – 20.00 Uhr könnten bei einem stündlichen Wechsel 
der max. 15 Fahrzeuge pro Tag max. 105 Fahrzeuge auf dem Übungsparcours durchge-
schleust werden. An Sonn- und Feiertagen wären dies dann 150 Fahrzeuge. Eine derartige 
Auslastung wäre innerhalb dieser Zeitfenster logistisch auf den Flächen nicht möglich und 
würde alle anderen Nutzungen blockieren. Wie weiter oben ausgeführt, erscheint eine Nut-
zugsfrequenz von 50 – 70 Kraftfahrzeugen über den Tag verteilt realistisch. 
 
In der Schallimmissionsprognose werden an den Immissionsorten 7 – 9 (Paderborner Straße 
313 u. 315) die einzuhaltenden Tagesrichtwerte nicht überschritten.  
 
Zu 4. 
 
Die Anbindung des geplanten Verkehrsübungsplatzes an öffentliche Verkehrsflächen ist ge-
geben und erfolgt über den Schopketalweg. Der Schopketalweg ist in seinem jetzigen Aus-
baustandard nicht in der Lage den zusätzlichen Verkehr zum geplanten Verkehrssicherheits-
zentrum aufzunehmen. Auf ca. 150 m Länge (bis zur Einfahrt auf das Gelände des geplanten 
Verkehrssicherheitszentrum) soll daher die Fahrbahn auf 5,00m verbreitert werden. Auf der 
Ostseite ist ein 1,00 m breiter Bankettstreifen vorgesehen. Der westliche Fahrbahnrand wird 
durch einen 2,00 m breiten Grünstreifen - sog. Straßenbegeleitgrün – von der vorh. Bebau-
ung abgerückt.  
Die erforderlichen Veränderungen am derzeitigen Ausbau des Schopketalweges bedingen 
auch eine Optimierung des Einmündungsbereiches auf die Paderborner Straße. Weiterge-
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hende Maßnahmen werden aus Sicht einer gesicherten Erschließung und eines funktionie-
renden Verkehrsflusses als nicht erforderlich angesehen. 
Die Grundstück Paderborner Straße 313 und 315 werden durch diese geplanten Maßnah-
men nicht beeinträchtigt. 
 
Zu 5. 
 
Die Festsetzungen des zukünftigen Bebauungsplanes Nr. I/St 44 „Verkehrssicherheitszent-
rum Bielefeld“ gelten auch für den Fall eines Betreiberwechsels.  
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Vermerk 
 
über den Unterrichtungs- und Erörterungstermin im Rahmen der frühzeitigen Öffent-
lichkeitsbeteiligung zur Aufstellung des B-Planes Nr. I/St 44 "Verkehrssicherheitszent-
rum Bielefeld" und zur 206. Änderung des FNP am 24.11.2008 im Bürgertreff im Sen-
nestadthaus, Lindemann-Platz 3 
 
 
Beginn:  18.02 Uhr 
Ende:   19.17 Uhr 
 
 
 
 
Teilnehmer: 
 
Frau Klemens, Bezirksvorsteherin BV Sennestadt 
Herr Keinhorst, Ingenieurbüro Keinhorst Bielefeld 
Herr Güttler, Verkehrswacht Bielefeld e. V. 
Herr Bettermann, Verkehrswacht Bielefeld e. V. 
Herr Schäffer, 163 
Herr Fidler, 600 
Herr Pfeiffer, 600 
ca. 24 interessierte Bürgerinnen und Bürger 
 
Frau Klemens eröffnet den Unterrichtungs- und Erörterungstermin, sie stellt die anwesenden 
Vertreter der Verkehrswacht, Herrn Keinhorst sowie die Vertreter der Verwaltung vor. 
 
Herr Fidler erläutert Zweck und Ablauf der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und weist 
auf die Möglichkeit hin, bis zum Freitag, 05.12.2008, sich schriftlich bzw. zur Niederschrift zu 
der Planung zu äußern. Er erläutert kurz die Grundzüge und den Ablauf der Bauleitplanung 
und erklärt den Unterschied zwischen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und der spä-
teren Offenlage. Zum derzeitigen Verfahrensstand werden die Äußerungen nur gesammelt, 
die Einwender werden nicht weiter informiert. Es ist Sache der Bürger sich über das weitere 
Bauleitplanverfahren zu informieren. Er verweist hierzu auf die Einsichtnahme im Rahmen 
der Offenlage.  
Herr Fidler legt dar, dass der Flächennutzungsplan in einem parallelen Verfahren geändert 
wird. Von der Darstellung Messegelände soll die Fläche in Verkehrssicherheitszentrum ge-
ändert werden. Der Landschaftsschutz wirft im vorliegenden Planungsfall keine besonderen 
Probleme auf, weil es sich um eine Fläche handelt, die weitgehend versiegelt ist. Um die von 
dem geplanten Verkehrssicherheitszentrum ausgehenden Schallimmissionen einschätzen zu 
können, wurde ein Schallgutachten erstellt. Im Ergebnis kommt das Gutachten zu der Aus-
sage, dass durch das Verkehrssicherheitszentrum keine Verschlechterung der bereits lärm-
vorbelasteten Bereiche zu erwarten ist. Die im Plan eingezeichneten Lärmschutzwälle mit ei-
ner Höhe von 4,00 m sind nach den Berechnungen nicht zwingend erforderlich, sollen aber 
als Vorsorgemaßnahme zum Schutz der angrenzenden Wohnbebauung am Schopketalweg 
angelegt werden. 
 
Herr Güttler beschreibt die Tätigkeit des gemeinnützigen Vereins Verkehrswacht Bielefeld. 
Aufgabe ist die Unfallprävention. Finanziert wird der Verein durch Spenden, Mitgliedsbeiträ-
ge und vom Gericht vorgesehene Bußgelder. Der Verein wendet sich an alle Verkehrsteil-
nehmer vom Kindergartenkind bis zu den Senioren. Das Verkehrssicherheitstraining ist ein 
Programmpunkt.  
Zurzeit werden die Kurse noch auf dem Gelände der Polizeischule in Schloß Holte-
Stukenbrock durchgeführt. Im Jahre 2007 wurden hier ca. 100 Trainingskurse durchgeführt. 
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Da die die Polizeischule verstärkten Eigenbedarf angekündigt hat, ist absehbar, dass die 
Verkehrswacht dort das Verkehrssicherheitstraining einstellen muss. Vor diesem Hintergrund 
wurde zusammen mit der Stadt nach einem Ersatzgelände gesucht. Nach Auslaufen des 
Pachtvertrages im Jahre 2009 stehen die Flächen am Schopketalweg zur Verfügung.  
Herr Güttler erläutert die verschiedenen Nutzungen auf dem Gelände; die Jugendverkehrs-
schule im unteren Bereich sowie die Flächen für das Verkehrssicherheitstraining für Pkw, 
Lkw, Kleinlaster und Motorräder. Herr Fidler zeigt am aushängenden Plan die verschiedenen 
Nutzungsbereiche. Herr Güttler fährt fort, dass ein Gebäude für die Unterbringung von Gerä-
ten erstellt werden soll und weist auf die Unterschiede zu den von Automobilclubs angebote-
nen Trainings hin. Bei der Verkehrswacht liegt der Schwerpunkt in der Prävention und weni-
ger im Bereich der Gefahrenbewältigung. Motorsportveranstaltungen gehören nicht zum 
Programm der Verkehrswacht. Der vorhandene Baumbestand und der Teich sollen erhalten 
bleiben und in die zukünftige gärtnerische Gestaltung des Geländes mit eingebunden wer-
den.  
 
Bezüglich der Betriebszeiten erklärt Herr Güttler, dass das Verkehrssicherheitszentrum in 
der Zeit von 9.00 bis 22.00 Uhr durchgängig an allen Tagen, d.h. auch an Samstagen und 
Sonntagen, geöffnet haben soll. Die Teilnehmer kommen i.d.R. mit ihren Fahrzeugen, bei 
den Sicherheitstrainings für Berufskraftfahrer  werden die benötigten Lastkraftwagen u. U. 
bereitgestellt.  
 
Zu der Planung werden die nachstehenden Fragen und Anregungen vorgebracht:  
 

• Es wird danach gefragt, ob ein oder mehrere Lkws das Gelände befahren werden.  
Herr Bettermann erklärt, dass das vom Verkehrssicherheitsrat entwickelte Training 
einen großen Theorieanteil vorsieht. Bei den 1 - 2-tägigen Veranstaltungen macht die 
Theorie ungefähr die Hälfte der Zeit aus. Das Fahren erfolgt in der Regel, um Brems- 
und Fliegkräfte zu veranschaulichen, hierfür reicht auf Gleitflächen ein Tempo von 20 
- 40 km/h. Höhere Geschwindigkeiten sind nicht erforderlich. Nicht jeder Teilnehmer 
wird einen Lkw mitbringen, es kann von 1 - 2 Lastkraftwagen ausgegangen werden.  
 

• Es wird nach der Anzahl der Fahrzeuge pro Tag sowie am Wochenende gefragt. 
Herr Fidler antwortet, dass hierzu die Betriebsbeschreibung, die Grundlage für die 
Schallschutzberechnung ist, herangezogen werden soll. Hiernach soll bei Lkw-
Trainings maximal 2 Lkw auf dem Platz vorhanden sein und pro Pkw-Training maxi-
mal 12 Pkw, davon fährt in der Regel nur die Hälfte der Fahrzeuge. Bezüglich der Be-
triebszeiten führt Herr Fidler aus, dass diese von 09.00 - 22.00 Uhr von montags bis 
sonntags festgelegt sind. Das Gutachten sieht auch Nutzungen am Samstag und 
Sonntag vor. Herr Bettermann ergänzt, dass sonntags ein Lkw-Fahrverbot besteht 
und Trainings nicht bei Dunkelheit durchgeführt werden können. Auf Nachfrage erläu-
tert Herr Bettermann, dass bei 2 Trainingskursen max. 24 Fahrzeuge gleichzeitig an-
wesend sind, jedoch nicht alle gleichzeitig in Bewegung sein können.  
 

• Es wir danach gefragt, ob für die Nutzung des Verkehrsübungsplatzes vorher eine 
Anmeldung erforderlich sein wird. 
Herr Güttler antwortet, dass auf dem Verkehrsübungsplatz nur eine begrenzte Anzahl 
Fahrzeuge gleichzeitig fahren kann. Der Übungsbereich ist mit rund 15 Fahrzeugen 
ausgelastet. Die Zahl dieser Fahrzeuge ist zusätzlich zu den Fahrzeugen für die Trai-
nings zu berücksichtigen.  
Herr Hädrich (Projektkoordinator für das Verkehrssicherheitszentrum) stellt klar, dass 
die Lärmschutzwälle nur rein vorsorglich geplant seien. Aus Gründen der Lärmbelas-
tung seien diese nicht erforderlich. Auf den Gleitflächen sei kein Quietschen der 
Fahrzeuge zu erwarten. Bremsenprüfstände würden auf dem Gelände nicht betrie-
ben. Herr Hädrich rät, sich vergleichbare Verkehrsübungsplätze anzusehen. Die 
Maßnahmen werden seinen Ausführungen nach insgesamt zu einer Aufwertung des 
Geländes führen.  
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• Es wird festgestellt, dass das Plangebiet gegenüber der ursprünglichen Planung ver-

kleinert wurde. Weiterhin wird gefragt, ob das Schallschutzgutachten einsehbar ist 
und welche Annahmen es voraussetzt und wie diese – auch in Zukunft sowie bei zu-
nehmender Nachfrage – eingehalten werden. Für den Winter werden keine Probleme 
erwartet. Die Paderborner Straße ist zwar hoch belastet, aber in den Abendstunden 
und am Wochenende deutlich leiser. Es wird eine zusätzliche Verlärmung in diesen 
freizeitrelevanten Zeiten befürchtet. Daher wird vorgeschlagen, an einem Wochenen-
de pro Monat keine Veranstaltungen durchzuführen. 
Herr Keinhorst erläutert das Schallgutachten und die verschiedenen Nutzungsberei-
che des Planes. Er weist auf die niedrigen Geschwindigkeiten hin. Die Schallimmissi-
onen sind so gering, dass die Grenzwerte auch ohne Wall eingehalten werden. Prob-
lematischer ist die Tankstelle. Das Verkehrssicherheitszentrum unterschreitet die 
maßgeblichen Richtwerte um 6 dB. Eine Annahme ist dabei der Betrieb zur Tagzeit. 
Der Pkw-Parkplatz auf dem Gelände ist gegenüber dem Übungsbereich relevanter, 
aber er löst an dieser Stelle keinen Konflikt aus. In seinem Gutachten wurden Fahrt-
zeiten von ca. 60 Minuten reine Fahrzeit pro Übungstag und Lehrgang in der Tagzeit 
(06.00 - 22.00 Uhr), der Zufahrtsverkehr mit 2 Lkw sowie die an- und abfahrenden 
Personenkraftwagen berücksichtigt. Er erläutert, dass auch am Sonntag ein Motor-
radtraining erfolgen kann. Hierbei sind allerdings Kavalierstarts nicht in die Berech-
nung eingeflossen. Herr Fidler ergänzt, dass die vorhandenen Gutachten im Internet 
einsehbar sind. 
 

• Es wird danach gefragt, ob die Lärmwerte der B 68 an Samstagen und Sonntagen 
gemessen wurden. 
Herr Keinhorst entgegnet, dass man dieses tun könne, er führt weiter aus, dass die 
reine Messung des Lärms eine gutachterlich falsche Herangehensweise wäre. Die 
Bundesstraße ist vorhanden und die Verkehrsimmissionen sind höher als die des 
Übungsplatzes. Herr Fidler beschreibt, dass die Verfahren auf rechnerischen Werten 
beruhen. Basiswerte werden herangezogen, um entsprechende Maßnahmen des 
Schallschutzes zu entwickeln. Für das Wohngebiet Dalbker Allee wurden die not-
wendigen Schallschutzmaßnahmen zum Schutz vor dem Verkehrslärm auf der Pa-
derborner Straße im Bebauungsplan geregelt. Daraufhin wird von einem Bürger der 
Lärmwert der Paderborner Straße eingefordert. Herr Keinhorst macht deutlich, dass 
es noch auf der anderen Straßenseite, d. h. auf dem Bereich des zukünftigen Ver-
kehrsübungsplatzes, leiser sei. Man dürfe die verschiedenen Lärmquellen nicht mi-
schen, sondern müsse diese einzeln betrachten und als Verkehrs- und Gewerbelärm 
auch separat bewerten. Auf die Frage, was bei einer Lärmüberschreitung des Ver-
kehrsübungsplatzes geschehe, erläutert Herr Keinhorst, dass dann ein Rechtsan-
spruch bestehe, nachzumessen. Sofern die Grenzwerte überschritten seien, seien 
entweder diese einzuhalten oder die Nutzung zu untersagen.  
Herr Hädrich erklärt am Beispiel des Wiesenbades, dass die Vergleichswerte recht 
hoch gegriffen seien und mit einem Sicherheitszuschlag versehen. Er macht deutlich, 
dass er auch als Vertreter der Bürgerstiftung kein Interesse daran hat, eine Investiti-
onsruine zu schaffen. Herr Keinhorst ergänzt, dass der Lärmschutzwall in großen Tei-
len überflüssig sei. Herr Bettermann führt an, dass an dieser Stelle kein Geld "in den 
Sand gesetzt" werden soll und legt dar, dass die Fahrzeuge immer leiser würden. 
Herr Fidler macht deutlich, dass bei der bestehenden Belastung auf der Paderborner 
Straße in diesem Bereich (rd. 15.000 Fahrzeuge für 24 Stunden wurden für den Be-
bauungsplan Dalbker Allee für das Jahr 2020 angenommen) auch 500 zusätzliche 
Fahrzeuge nicht zu erhöhten Lärmwerten führen. Bei der Nutzung des Geländes für 
das Verkehrssicherheitszentrum handelt es sich bei der Lärmschutzanlage um reine 
Vorsichtsmaßnahmen. An den nächstgelegenen Gebäuden werden die Orientie-
rungswerte für den Schallschutz im Städtebau eingehalten.  
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• Es wird nach einem Lärmschutz für die im Südwesten gelegenen Gebäude gefragt.  
Herr Fidler beschreibt, dass die gewerblich geprägte bzw. als Außenbereich anzuse-
hende Fläche als Vorgabe für die schalltechnische Untersuchung Berücksichtigung 
gefunden hat. Auf Nachfrage erläutert Herr Fidler die Darstellung des Flächennut-
zungsplanes für den in Rede stehenden und außerhalb der geplanten Geltungsberei-
che der Bauleitplanverfahren gelegenen Flächen. Hierzu wird von der Fragestellerin 
angemerkt, dass die Beurteilung der Verwaltung nach ihrer Einschätzung willkürlich 
erfolge. 
 

• Herr Güttler erläutert die Schwierigkeiten, die Fahrzeiten während der einzelnen Trai-
nings vorab festzulegen. Hierzu wird angeregt, am Sonntagmittag kein Fahrtraining 
durchzuführen. Herr Güttler legt dar, dass die Teilnehmer eine Mittagspause abhän-
gig vom Kursverlauf einlegen. Herr Güttler erläutert auf Nachfrage bezüglich trai-
ningsfreier Abende, dass die Trainingskurse bedarfsabhängig durchgeführt werden 
und nicht an jedem Tag im Jahr abgehalten werden.  
Herr Keinhorst beschreibt, dass der Gesetzgeber Zeiten mit erhöhter Ruhebedürfnis-
sen besonders berücksichtigt, das wurde im Gutachten entsprechend eingearbeitet.  
Frau Klemens weist auf die Möglichkeit hin, schriftlich Stellungnahmen zu den Lärm-
problematiken abzugeben. 
 

• Es werden Probleme auf der Paderborner Straße an der Kreuzung zum Schopketal-
weg / Schlinghofstraße befürchtet.  
Herr Fidler führt aus, dass das Problem derzeit durch die Fachbehörden geprüft wird. 
Herr Hädrich merkt an, dass die zusätzliche Belastung durch die Fahrzeuge zu ver-
nachlässigen sei. Auf Nachfrage erklärt Herr Fidler, dass die alte Zufahrt, die jeweils 
zur Zeit der WISA geöffnet wurde, nicht im Geltungsbereich des zukünftigen Bebau-
ungsplanes liegt, für die Erschließung des Verkehrssicherheitszentrums nicht heran-
gezogen werden soll. 
 

• Es wird vorgeschlagen, den derzeit gesperrten Parkplatz zu öffnen, damit Wanderer 
ihre Fahrzeuge dort abstellen können und dann nicht mehr wild am Straßenrand par-
ken müssen. Es wird angeregt, im Norden des geplanten Verkehrssicherheitszent-
rums einen Wanderparkplatz anzulegen. 

 
• Es wird angeregt, die Gleitfläche weiter nach Norden zu verlegen, um einen größeren 

Abstand zur Wohnbebauung zu erhalten.  
 
 
Nachdem keine weiteren Frage und Anregungen vorgebracht werden, verweist Frau Kle-
mens auf die Möglichkeit, sich schriftlich zu der Planung zu äußern und Herr Fidler weist auf 
die öffentliche Auslage des Entwurfes hin und bietet hierzu bei Bedarf ein Gespräch an. Frau 
Klemens beendet den Termin und verabschiedet die Anwesenden.  
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Änderungsvorschläge der Verwaltung 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4(1) BauGB wurde vom 10.11.2008 bis 
22.12.2008, die Beteiligung nach § 4(2) BauGB wurde vom 08.07.2009 bis 20.08.2009 
durchgeführt. Die eingegangenen Stellungnahmen wurden ausgewertet und entsprechend in 
die Planung eingearbeitet.  
Hieraus haben sich keine verbliebenen planerischen Konflikte oder andere, in der Abwägung 
ggf. noch problematische Fragestellungen ergeben. 
 
206. Änderung des Flächennutzungsplanes 
Die Zielsetzung, nicht nur den vorhandenen Gehölzbestand an der Paderborner Straße (ge-
schütztes Biotop BK-4017-592) sondern auch den nördlich anschließenden Bereich (Teich 
mit umgebender Bepflanzung) dauerhaft zu erhalten erfordert auch hier die Darstellung einer 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Naturbelassenes Grün“. Der Umfang der im Rahmen 
der 206. Flächennutzungsplan-Änderung dargestellten Sonderbaufläche mit der Zweckbe-
stimmung „Verkehrssicherheitszentrum“ verringert sich damit gegenüber dem Vorentwurf 
von 6,9 auf 6,0 ha während der Umfang der dargestellten Grünfläche (Naturbelassenes 
Grün) entsprechend  von 0,7 auf 1,6 ha zunimmt.    
 
Die Änderungsvorschläge der Verwaltung sind in den 1.Entwurf der Bauleitpläne eingeflossen. 
 


